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Betreff:

Sparbeschlüsse der Bundesregierung
- Antrag der SPD-Fraktion vom 20.10.2010 -

Antragstext:

Unter dem Titel „Die Grundpfeiler unserer Zukunft stärken“ hat die Bundesregierung ein Sparpaket 
verabschiedet, das den Kommunen zusätzliche Kosten aufbürden wird. Diese Befürchtungen 
werden auch von den kommunalen Spitzenverbänden geteilt. 

Der Ausschuss möge beschließen:

 Wie bewertet der Magistrat die geplanten Kürzungen im Bereich der aktiven 
Arbeitsmarkpolitik? Welche Erkenntnisse gibt es über die Auswirkungen auf das 
Eingliederungsbudget?

 Welche (finanziellen) Auswirkungen sieht der Magistrat durch die geplante Streichung des 
befristeten Zuschlags für frühere Beitragszahlerinnen und Beitragszahlern, die nach Auslaufen 
des ALG I auf Leistungen des SGB II angewiesen sind?

 Wie bewertet der Magistrat die Streichung des erst 2009 eingeführten Heizkostenzuschusses 
für Wohngeldempfängerinnen und -empfängern?

 Welche Auswirkungen sieht der Magistrat bei der beruflichen Rehabilitation behinderter 
Menschen durch die Umschreibung bisheriger Pflichtleistungen in Ermessensleistungen?
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gez. f.d.R.
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Sozialpolitischer Sprecher Fraktionsassistent


